
DER ARBEITSMARKT IM WANDEL
Machten sich Politiker vor ein paar Jahren noch Sorgen um hohe Arbeitslosenzahlen, 
so herrscht nun im Gegensatz dazu Angst vor Arbeitskräftemangel. Das AMS hat derzeit 
138.000 gemeldete freie Stellen, noch vor zehn Jahren waren es rund 30.000. Und nicht alle 
offenen Stellen werden beim AMS angezeigt.

Sieht man heute Werbeplakate am Straßenrand, wird nicht mehr ausschließlich um Pro-
dukte geworben. In großem Ausmaß richten sich Werbeanzeigen an potenzielle Mitarbeiter 
mit dem Ziel, Jobs schmackhaft zu machen. Der Arbeitsmarkt wird immer mehr zu einem 
Nachfragemarkt, bei dem wir Unternehmer die „Bewerber“ um Arbeitskräfte sind. 

Die Gründe für den Mangel an Arbeitskräften sind vielfältig. Neben dem raschen Wachstum 
der Wirtschaft, die viele neue Mitarbeiter benötigt, gilt auch die Reduktion der Arbeitszeit 
als Ursache. Viele Dienstnehmer wollen nach der Pandemie nicht mehr Vollzeit arbeiten. 

Eine solche Teilzeitbeschäftigung streben auch viele Berufseinsteiger an. Eine Umfrage 
unter Studierenden hat ergeben, dass die Mehrheit nach Beendigung des Studiums keine 
Vollzeitstelle antreten will. Zusätzlich sinkt die Zahl der Menschen im arbeitsfähigen Alter, 
dieser Trend wird sich auch in den nächsten Jahren noch verstärken.

Es bleibt so die Herausforderung für uns Unternehmer, den sich ändernden Rahmenbe-
dingungen am Arbeitsmarkt offen und flexibel zu begegnen und unsere Unternehmen für 
bestehende und potenzielle Mitarbeiter attraktiv zu organisieren.
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nehmer erstattet und umgekehrt bei Umsatzsteuernachforde-
rungen dem Unternehmer vorgeschrieben werden.

UMWANDLUNG VON MITEIGENTUM
IN WOHNUNGSEIGENTUM   

Wird ein Wohnhaus erstmalig parifiziert und werden die Woh-
nungen in Eigentumswohnungen umgewandelt, kommt es zu 
einer Umwandlung des bisherigen Miteigentums bzw. Alleinei-
gentums in Wohnungseigentum. Bei der Begründung von Woh-
nungseigentum sind zahlreiche steuerliche Aspekte zu beachten. 

Schlichtes Miteigentum oder Wohnungseigentum

•  Das Miteigentum vermittelt lediglich einen prozentuellen Ei-
gentumsanteil am gesamten Grundstück.

•  Hingegen handelt es sich beim Wohnungseigentum um das 
dem Miteigentümer einer Liegenschaft oder einer Eigentü-
merpartnerschaft eingeräumte dingliche Recht, ein Woh-
nungseigentumsobjekt ausschließlich zu nutzen und allein 
darüber zu verfügen.

•  Im Gegensatz zum ideellen Miteigentümer kann ein Woh-
nungseigentümer seine zugerechnete Wohneinheit auch ver-
kaufen oder vermieten.

Unter anderem sind folgende steuerlichen Konsequenzen bei 
der Begründung von Wohnungseigentum zu beachten:

Umsatzsteuer

Ist die schlichte Miteigentumsgemeinschaft bisher mit dem im 
Miteigentum stehenden Gebäude unternehmerisch tätig ge-
wesen (beispielsweise weil das im Miteigentum stehende Ge-
bäude von der Gemeinschaft vermietet wurde), scheidet durch 
die Umwandlung in Wohnungseigentum das Gebäude aus dem 
Unternehmensbereich aus und es liegt ein steuerfreier Eigenver-
brauch vor. 

Durch die Änderung des Verwendungszwecks (zunächst um-
satzsteuerpflichtige Vermietungsumsätze, anschließend ein 
umsatzsteuerfreier Umsatz) kann es unter bestimmten Voraus-
setzungen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Fristen zu ei-
ner Korrektur des Vorsteuerabzuges und damit zu einer Rückzah-
lung von Vorsteuerbeträgen an das Finanzamt kommen.

Die Miteigentumsgemeinschaft kann, um die Rückzahlung von 
Vorsteuerbeträgen zu vermeiden, hinsichtlich des Grundstücks 
(Grundstücksteils) zur Steuerpflicht optieren. Der nunmehrige 
Wohnungseigentümer hat die Möglichkeit, die im Falle der Opti-
on in Rechnung gestellte Umsatzsteuer – bei Zutreffen aller Vo-
raussetzungen – in Abzug zu bringen.

Einkommensteuer

Nach Ansicht der Finanz stellt die Umwandlung von schlich-
tem Miteigentum in Wohnungseigentum (und umgekehrt) kei-
nen ertragsteuerpflichtigen Veräußerungsvorgang dar, soweit 
sich die wirtschaftlichen Eigentumsverhältnisse nicht ändern.  
Es handelt sich dabei in der Regel lediglich um eine Konkreti-
sierung der bisherigen Miteigentumsanteile, wobei das Woh-
nungseigentum an die Stelle des bisherigen Miteigentums tritt. 

UST-RECHTLICHE ÄNDERUNGEN DURCH 
DAS ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 2022 

Das kürzlich kundgemachte Abgabenänderungsgesetz 2022 
sieht auch einige Änderungen in der Umsatzsteuer vor. 

Kein Reverse Charge bei Grundstücksvermietung 
durch ausländische Unternehmer

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschied voriges Jahr, dass 
bei der umsatzsteuerpflichtigen Vermietung einer in Österreich 
gelegenen Geschäftsimmobilie durch einen ausländischen Un-
ternehmer das Reverse-Charge Verfahren anzuwenden ist, wenn 
die vermietete Immobilie mangels Personal keine umsatzsteuer-
liche Betriebsstätte darstellt.

Entgegen diesem Erkenntnis wurde nun gesetzlich vorgesehen, 
dass es bei der Vermietung von Grundstücken durch einen Un-
ternehmer, der sein Unternehmen nicht im Inland betreibt, doch 
nicht zum Übergang der Steuerschuld kommt, sondern die bis-
herige Regelung beibehalten wird.

Somit kann der ausländische Unternehmer die Umsatzsteuer 
und Vorsteuer weiterhin im Veranlagungsverfahren erklären 
und braucht die Vorsteuer nicht im Erstattungsverfahren bean-
tragen. Die Regelung ist mit Kundmachung des Gesetzes, somit 
am 19.7.2022 in Kraft getreten.

Beispiel:
D (ansässig in Deutschland) vermietet ein im Inland gelegenes Ge-
schäftslokal an eine Immobilienbetreibergesellschaft und übt die 
Option zur Umsatzsteuerpflicht aus. Somit hat D die Umsatzsteu-
er aus dieser Vermietung in Österreich zu zahlen und kann sich die 
Vorsteuer gegenrechnen. 

Ausweitung der Vereinfachungsregelung des
Dreiecksgeschäfts auf mehr als drei Unternehmer

Bisher liegt ein Dreiecksgeschäft nur dann vor, wenn genau drei 
Unternehmer aus unterschiedlichen Mitgliedstaaten an den zu-
grundeliegenden Lieferungen beteiligt sind. Ab 1.1.2023 findet 
die Vereinfachungsregel für Dreiecksgeschäfte auch bei Reihen-
geschäften mit mehr als drei Unternehmern Anwendung. 

Wie bisher kann aber immer nur einer der am Reihengeschäft 
beteiligten Unternehmer in den Genuss der Vereinfachung für 
Dreiecksgeschäfte kommen. Jener Steuerpflichtige innerhalb der 
Reihe, der die bewegte Lieferung erhält und damit den innerge-
meinschaftlichen Erwerb tätigt, kann die Vereinfachung für sich 
beanspruchen. Für Zwecke dieser Bestimmung wird dieser Emp-
fänger als Erwerber bezeichnet.

Beförderung von Personen mit Eisenbahnen

Bei internationalen Bahnverbindungen wird bei der Beförderung 
von Personen mit Eisenbahnen der österreichische Streckenteil 
von der USt befreit. Damit soll vor allem der bisherige USt-Wett-
bewerbsnachteil gegenüber der internationalen Luftfahrt weg-
fallen; wie bei der Luftfahrt bleibt der Vorsteuerabzug erhalten. 
Die Befreiung gilt ab 1.1.2023.

Umsatzsteuerzinsen eingeführt

Aufgrund einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) werden Umsatzsteuerzinsen eingeführt, die bei verspä-
teter Auszahlung von Umsatzsteuerguthaben an den Unter-
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Darüber hinaus ist zu beachten, dass eine Parifizierung einer Lie-
genschaft Grunderwerbsteuerpflicht auslösen kann.

> Hinweis:

Ob bzw. inwieweit es infolge einer Parifizierung durch die Um-
wandlung von schlichtem Miteigentum in Wohnungseigentum 
tatsächlich zu nachteiligen steuerlichen Konsequenzen kommt, 
ist stets anhand des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen.

KEINE PFLICHTVERSICHERUNG ALS
FREIER DIENSTNEHMER BEI VORLIEGEN
WESENTLICHER BETRIEBSMITTEL     

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) stellte fest, dass sich das 
Bundesverwaltungsgericht (BVwG) bei der Beurteilung von 
Dienstverhältnissen nicht ausreichend mit dem Begriff der „we-
sentlichen eigenen Betriebsmittel“ auseinandergesetzt hat. 

Das Vorliegen eines freien Dienstverhältnisses setzt unter an-
derem voraus, dass der Dienstnehmer über keine wesentlichen 
eigenen Betriebsmittel verfügt. Liegt diese Voraussetzung nicht 
vor, wird aufgrund des freien Dienstvertrages keine Pflicht-
versicherung gemäß ASVG begründet, sondern es könnte eine 
Pflichtversicherung gemäß GSVG (Neue Selbständige) begrün-
det werden.

Nach der Rechtsprechung des VwGH ist bei der Beurteilung des 
Vorhandenseins wesentlicher Betriebsmittel zu untersuchen, ob 
sich der freie Dienstnehmer mit Betriebsmitteln eine eigene be-
triebliche Infrastruktur geschaffen hat.

Wann ist jemand als freier Dienstnehmer tätig?

Der Pflichtversicherung als freier Dienstnehmer unterliegen Per-
sonen, die

•  sich auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zur Erbringung von
Dienstleistungen verpflichten, 

•  diese Dienstleistungen im Wesentlichen persönlich erbringen,
wobei ein Vertretungsrecht des freien Dienstnehmers nicht 
schadet, 

•  aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen und 

•  über keine wesentlichen eigenen Betriebsmittel verfügen. 

Wann ist jemand als Neuer Selbständiger tätig?

Als Neue Selbständige werden solche Personen bezeichnet, die 
aufgrund einer betrieblichen Tätigkeit steuerrechtlich Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit erzielen und die für diese Tätigkeiten 
keine Gewerbeberechtigung benötigen (z. B. Autoren, Vortra-
gende, Psychotherapeuten).

Ihre betriebliche Tätigkeit üben Neue Selbständige im Rahmen 
eines Werkvertrages aus.

> Hinweis:

Die Einordnung als freier Dienstnehmer oder als Neuer Selb-
ständiger hat Auswirkungen auf die jeweilige Höhe der Sozial-
versicherungsbeiträge und muss daher genau geprüft werden. 
Wir stehen Ihnen zu Fragen bzgl. Sozialversicherungspflicht 
gerne zur Verfügung.

LÄNGERE KÜNDIGUNGSFRISTEN AUCH FÜR 
ARBEITER IM HOTEL- UND GASTGEWERBE?     

Trotz eines aktuellen Urteils des Obersten Gerichtshofs (OGH) 
ist noch strittig, ob es sich bei Mitgliedsbetrieben der Branche 
„Hotellerie und Gastronomie“ überwiegend um Saisonbetriebe 
handelt und ob deshalb die seit Oktober 2021 geltenden neuen 
Kündigungsregeln zur Anwendung kommen. 

Aus diesem Grund sollten Arbeitgeber dieser Branche zunächst 
beim Ausspruch von Kündigungen gegenüber Arbeitern zur Si-
cherheit die längeren Kündigungsbestimmungen berücksichti-
gen. 

Seit Oktober 2021 gelten branchenübergreifend neue Kündi-
gungsregelungen für Arbeiter, die zu einer Angleichung mit den 
Kündigungsregelungen der Angestellten geführt haben und nun 
längere Kündigungsfristen vorsehen.

Die Angleichung von Arbeitern und Angestellten bedeutet eine 
Verlängerung der Kündigungsfrist von bisher 14 Tagen auf 
sechs Wochen bis zu fünf Monaten mit Kündigungstermin zum 
Quartal.

Für Saisonbranchen kann der Kollektivvertrag jedoch abwei-
chende Regelungen vorsehen. Welche Branchen solche Saison-
betriebe darstellen, ist allerdings umstritten, insbesondere be-
treffend die Branche der Hotellerie und Gastronomie.

Gekündigte Arbeiter könnten Kündigungs-
entschädigung beanspruchen

Die Wirtschaftskammer Österreich hat deshalb beim OGH die 
Feststellung beantragt, dass die gemäß Kollektivvertrag gel-
tende kurze Kündigungsfrist für Arbeiter im Hotel- und Gastge-
werbe über den 30.9.2021 hinaus weiterhin gilt, mit der Begrün-
dung, dass bei der Branche der Hotellerie und Gastronomie ein 
Überwiegen an Saisonbetrieben jedenfalls gegeben sei.

Der OGH lehnte diese Feststellung jedoch mangels ausreichend 
vorgelegtem Datenmaterial für den Nachweis des Überwiegens 
von Saisonbetrieben ab. Zur Klärung der Frage der Saisonbe-
triebe muss somit abgewartet werden, ob noch andere Verfah-
ren beim OGH anhängig werden.

Unbefristet abgeschlossene Dienstverhältnisse mit Arbeitern 
in der Gastronomie und Hotellerie sollten aufgrund der un-
gewissen Rechtslage somit zur Sicherheit unter Beachtung 
der neuen verlängerten Kündigungsbestimmungen gekündigt 
werden.

Anderenfalls besteht das Risiko, dass gekündigte Arbeiter mit 
Erfolg einen Anspruch auf Kündigungsentschädigung geltend 
machen.

> Tipp:

Als Alternative zum unbefristeten Dienstverhältnis könnte 
überlegt werden, befristete Dienstverhältnisse abzuschlie-
ßen, um die individuellen Personalbedürfnisse im Betrieb zu 
decken. Beachtet werden sollte dabei aber, dass befristete 
Dienstverhältnisse (da sie mit Zeitablauf enden) grundsätzlich 
nicht gekündigt werden können, eine Kündigungsmöglichkeit 
jedoch bei längeren Befristungen explizit vereinbart werden 
kann.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



ZUSCHUSS ZUR ENTGELTFORTZAHLUNG BEI ARBEITSUNFÄHIGKEIT VON DIENSTNEHMERN

DETAILS ZUM TEUERUNGS-ENTLASTUNGSPAKET

Dienstgeber, die in ihrem Unternehmen durchschnittlich ein Jahr 
vor Beginn der Entgeltfortzahlung nicht mehr als 50 Dienstnehmer 
beschäftigen, erhalten unter bestimmten Voraussetzungen von der 
AUVA einen Zuschuss, wenn der Dienstnehmer arbeitsunfähig ist.

Anspruch auf Zuschuss zur Entgeltfortzahlung besteht nur für 
Unternehmen, die durchschnittlich nicht mehr als 50 Arbeit-
nehmer beschäftigen. Der Ermittlung des Durchschnitts ist das 
Jahr vor Beginn der jeweiligen Entgeltfortzahlung zu Grunde 
zu legen. Betriebe, die durchschnittlich nicht mehr als zehn 
Arbeitnehmer beschäftigen, erhalten einen erhöhten Zuschuss 
zur Entgeltfortzahlung. 

Der Zuschuss im Falle eines Unfalles erfordert eine ununter-
brochene Dauer der jeweiligen Arbeitsverhinderung von mehr 
als drei Kalendertagen, im Falle einer Krankheit von mehr als 
zehn Kalendertagen. Mehrere, zeitlich nicht zusammenhän-
gende Krankenstände (innerhalb eines Jahres) werden nicht 
zusammengerechnet. Der Zuschuss wird für die Dauer von 

Senkung des Unfallversicherungsbeitrages

Der Unfallversicherungsbeitrag wird mit 2023 erneut gesenkt, 
und zwar von 1,2 % auf 1,1 %.

Klimabonus und Anti-Teuerungsbonus

Der Klimabonus und Anti-Teuerungsbonus wurde nun erhöht 
und beträgt für Erwachsene mit Hauptwohnsitz in Österreich 
im Jahr 2022 EUR 500,00 und EUR 250,00 für Kinder unter 18 
Jahren. Die ursprünglich geplante regionale Differenzierung 
entfällt. Diese Boni werden automatisch ausbezahlt. Entweder 

maximal 42 Kalendertagen pro Arbeitsjahr (Kalenderjahr) ge-
währt.

Zuschuss beträgt das 1,5-fache der
ASVG-Höchstbeitragsgrundlage

Zuschüsse nach Entgeltfortzahlung werden nur auf Antrag 
nach Ende der Entgeltfortzahlung gewährt, wobei die Antrag-
stellung bei der AUVA innerhalb von drei Jahren nach Beginn 
des Entgeltfortzahlungsanspruches möglichst elektronisch zu 
erfolgen hat. Der Zuschuss beträgt 50 % des tatsächlich fortge-
zahlten Entgelts zuzüglich eines Zuschlages für die Sonderzah-
lungen in Höhe von 8,34 %.

Für Betriebe, die durchschnittlich nicht mehr als zehn Arbeit-
nehmer beschäftigen, beträgt die Zuschussleistung 75 % zu-
züglich eines Zuschlages für die Sonderzahlungen von 12,51 %. 
Die Höhe des Zuschusses ist mit dem 1,5-fachen der ASVG-
Höchstbeitragsgrundlage begrenzt.

über das in Finanz Online hinterlegte Konto oder als Gutschein 
per RSa-Brief.

> Hinweis:

Der Nationalrat hat die erste Tranche des Entlastungspa-
kets mit zahlreichen Maßnahmen beschlossen. Die weitere 
Gesetzwerdung wie etwa das geplante Gesetzesvorhaben 
zur Abschaffung der kalten Progression bleibt abzuwarten. 
Wir halten Sie über die Entlastungsmaßnahmen auf dem 
Laufenden.

IM
PR

ES
SU

M
  F

ü
r 

de
n

 In
h

al
t 

ve
ra

n
tw

or
tl

ic
h

: E
C

A
 K

R
ES

TO
N

 A
U

ST
R

IA
 G

m
b

H
, K

al
va

ri
en

b
er

gg
as

se
 1

0a
, 4

60
0 

W
el

s.
 V

or
b

eh
al

tl
ic

h
 D

ru
ck

- 
od

er
 S

at
zf

eh
le

r.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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